


Textliche Festsetzungen

zum Bebauungsplan Nr. 57/21 VEP

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 30.11.2002 Es gilt die BauNVO 1990

1. Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Ziffer 1 BauGB

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach § 4 (3) Nr. 1 
bis 5 BauNVO

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltung,
4. Gartenbaubetriebe,
5. Tankstellen

nicht zulässig.

2. Geh- und Leitungsrechte gemäß § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Das festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (A) gilt zugunsten der Allgemeinheit und der Ver-
sorgungsträger.

Das festgesetzte Geh- und Leitungsrecht (B) gilt zugunsten der Allgemeinheit und der Versor-
gungsträger.

3. Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen gemäß § 9 (1) Ziffer 4 und 22 BauGB

In dem Allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze und Garagen nur in den im Bebauungsplan mit 
der Bezeichnung GSt oder GGa gekennzeichneten Flächen zulässig.

Nebenanlagen wie Gerätehäuschen, Fahrradschuppen sind nur an den gekennzeichneten 
Standorten (NA) zulässig.
Abfallbehälter sind im Vorgartenbereich anzuordnen.

Sonstige Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO sind ausgeschlossen.

4. Grünflächen gemäß § 9 (1) Ziffer 15 BauGB

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage ist zu begrünen und mit mind. 
einem großkronigen Laubbaum als Hochstamm mit Mindest - Stammumfang von 18 - 20cm zu 
bepflanzen. Folgende Arten sind zu pflanzen: Laubbäume wie z. B.: Linde, Eiche, Ahorn, nicht-
fruchtende Birne.

5. Immissionsschutz gemäß § 9 (1) Ziffer 24 BauGB

Lärmschutz
Gemäß § 9 (1) Ziffer 24 BauGB sind besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz vor Lärm-
belästigung im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes vorgeschrieben. Das gesamte Plan-
gebiet liegt im Lärmpegelbereich III gem. DIN 4109. Zum Schutz der Aufenthaltsräume muss das 
resultierende Schalldämmaß R’W,res. für Außenbauteile mindestens 35 dB betragen.
Ausnahmen von den Festsetzungen können zugelassen werden, soweit durch einen anerkannten 
Sachverständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen. In Schlafräumen 
sind schallgedämmte Lüftungen vorzusehen.



6. Höhe der baulichen Anlagen gemäß § 16 BauNVO

Gemäß § 16 Abs. 3 BauNVO ist die Höhe der baulichen Anlagen (Firsthöhe) begrenzt. Die 
Firsthöhe wird auf maximal 10 Meter, die Traufhöhe auf maximal 6 Meter, jeweils gemessen von 
der angrenzenden Erschließungsanlage, begrenzt bzw. festgesetzt.

7. Ökologie gemäß § 9 (1) Ziffer 20 und 25 BauGB

7.1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB.

Der Quartiersplatz (öffentliche Fläche) und private Stellplatzzufahrten, Stellplatz- und Hof-
flächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen.

7.2. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 (1)
Nr. 25 a  und b BauGB

1. Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche (Quartiersplatz und nördliche Erschließungs-
straße zum Garagenhof) sind mindestens sechs Bäume (Stammumfang 18-20 cm) zu 
pflanzen. Pro Baum ist eine Baumscheibe in der Größe von mind. 4 m² anzulegen. Fol-
gende Arten sind zu pflanzen: Laubbäume wie z. B.: Linde, Eiche, Ahorn, nichtfruchtende 
Birne.

2. Die mit dem Pflanzgebot „a“ umgrenzten Flächen sind bis auf den Anteil der notwendi-
gen Erschließung (Öffnungen für Zugänge max. 80 cm) mit einer Hecke von mind. 1,50 m 
Höhe und mind. 0,50 m Breite zu begrünen. Je lfd. Meter sind mind. 3 Heckenpflanzen zu 
setzen. Zu pflanzen sind Hainbuche, Weißdorn, Buche, Liguster und/oder Eibe.

3. Die nicht überbaubaren Flächen sind bis auf den Anteil der notwendigen Erschließung 
(Zuwegungen zum Eingang, Terrassen) gärtnerisch zu gestalten und zu unterhalten. Die 
mit dem Pflanzgebot „c“ umgrenzten Flächen sind bodendeckend mit standortgerechten 
Sträuchern und Kleingehölzen und mindestens 12 Bäumen (Hochstämme, Stammumfang 
von 18-20 cm) zu bepflanzen. Folgende Arten sind zu pflanzen: Laubbäume wie z. B.: 
Linde, Eiche, Ahorn, nichtfruchtende Birne.

4. Fassaden- und Giebelflächen ab 30 qm zusammenhängender, fensterloser Wandfläche 
und Garagen bzw. Mauern sind mit Rank- und Schlingpflanzen dauerhaft fachgerecht zu 
begrünen und zu pflegen. Je 2 Meter Wandlänge ist mind. eine Pflanze in den Boden zu 
setzen. Zu pflanzen sind Efeu, Kletterhortensie, Wilder Wein, Blauregen und/oder Wald-
rebe.

5. Die Flachdachflächen der Garagen sind mit einer extensiven Dachbegrünung (Moos-
Sedum-Vegetation) zu versehen.

7.3. Bindungen für die Bepflanzung und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25 b BauGB

In den mit dem Pflanzgebot „b“ umgrenzten Flächen ist der vorhandene Gehölzbestand zu 
schützen und mit standortgerechten Gehölzen (Taxus, Liguster, Hartriegel und/oder Efeu) zu 
unterpflanzen. Die Friedhofsmauer ist mit Kletterpflanzen (Efeu, Kletterhortensie, Wilder 
Wein, Blauregen und/oder Waldrebe) zu begrünen.

7.4. Festsetzungen einer Ausgleichsfläche

Zur Kompensation der innerhalb des Plangebietes nicht ausgleichbaren Eingriffe in Natur 
und Landschaft (Defizit von 3.665 Wertpunkten) sind im Rahmen des Bauvorhabens Stifter-/ 
Hölderlin-/Weberstraße in Neuss Fahr- und Parkflächen in der Größenordnung von ca. 500 
qm zu entsiegeln und mit Rasen und Hecken zu begrünen (4.000 Wertpunkte).



8. Altlasten gemäß § 9 (5) Ziffer 3 BauGB

Im Bereich der Hausgärten ist der Schadstoffgehalt der verbleibenden Anschüttungen zu über-
prüfen. Gemäß dem vorliegenden Bodengutachten sind vorgefundene Altablagerungen bzw. 
Bodenverunreinigungen gem. MUNLV vom 24.10.1995 „Bodenüberdeckung als Sicherungsmaß-
nahme auf stofflich belasteten Flächen“ mit einer 60 cm mächtigen Schicht aus sauberem Boden 
abzudecken.

Der Bodenaushub ist gutachterlich zu begleiten.

9. Hinweis

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauer-
werke, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Boden-
beschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als 
Untere Denkmalbehörde oder dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege, unverzüglich an-
zuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werkstage in unverändertem Zustand zu 
erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz).

Im Rahmen der Standfestigkeitsuntersuchungen ist im Bereich der Hauszeile 8 – 11 der Unter-
grund vor der Gründung der Gebäudefundamente (Plattengründungen) ca. 1,00 m auszuheben 
und durch kiesigen Sand, Kiessand oder Sand (Aushub) zu ersetzen.


